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Rahmenfestlegung Übertragungsnetzbetreiber, GBK-25-01-1#2; fachli-

che Stellungnahme des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, 

Energie und Klimaschutz 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Festlegungsentwurf zu einem 

Regulierungsrahmen für die Übertragungsnetzbetreiber. Beigefügt finden Sie die fachli-

che Stellungnahme des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie und Klima-

schutz mit der Bitte um Berücksichtigung. 

Mit der Veröffentlichung der fachlichen Stellungnahme bin ich einverstanden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrage 

Gesa Köhler 

  

http://www.mu.niedersachsen.de/
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Grundsätzliche Anmerkungen 

Für die Umsetzung der energie- und klimapolitischen Ziele ist ein Ausbau der Stromnetze 

unabdingbar. Ein entscheidender Faktor für einen schnellen Leitungsausbau liegt dabei in 

der Akzeptanz der jeweiligen Projekte vor Ort. Die bisherigen Erfahrungen mit Netzaus-

bauprojekten haben wiederum gezeigt, dass angemessene, transparente und nachvoll-

ziehbare Entschädigungsregelungen für betroffene Grundstückseigentümer und Nut-

zungsberechtigte sowie betroffene Gemeinden und Städte einen effektiven Beitrag zur 

Stärkung Akzeptanz des Stromnetzausbaus leisten können. 

Die mit dem Verfahren GBK-25-01-1#2 von der Bundesnetzagentur beabsichtigte Festle-

gung eines Regulierungsrahmens für die Übertragungsnetzbetreiber enthält auch kon-

krete Regelungen für potentielle Entschädigungszahlungen. Diese vorgesehenen Rege-

lungen schreiben zugleich im Wesentlichen bestehende Regelungen aus der Strom-

netzentgeltverordnung fort und greifen damit zu kurz. Um angemessene, transparente 

und nachvollziehbare Entschädigungsregelungen im Bereich des Übertragungsnetzaus-

baus zu etablieren, sollten daher v.a. in den Tenorziffer 16 und 17 des Festlegungsent-

wurfs Anpassungen geprüft werden. 

Tenorziffer 16 (Zahlungen an Grundstückseigentümer und Nutzungsberechtigte) 

In der Tenorziffer 16.1 wird der Rahmen für die im Rahmen der Netzkosten zu berück-

sichtigende Zahlungen an Grundstückseigentümer und Nutzungsberechtigte gesetzt. 

Diese beziehen sich ausschließlich auf Vorhaben nach dem Bundesbedarfsplangesetz 

und dem Energieleitungsausbaugesetz. Die Zahlungen für Offshore-Netzanbindungslei-

tungen, die i. d. R. nicht im Bundesbedarfsplangesetz stehen, werden nicht von der Re-

gelung umfasst. Begründet wird dies damit, dass diese nicht denselben rechtlichen Sta-

tus hätten und der gesetzliche Auftrag in § 21 Abs. 3 Nr. 1 EnWG diese Vorhaben nicht 

umfasst. Das WindSeeG legt jedoch eindeutig das überragende öffentliche Interesse an 

dem Ausbau der Offshore-Netzanbindungsleitungen fest. Es gibt somit eine entspre-

chende Planrechtfertigung und ein entsprechendes Erfordernis für diese Leitungen. Sie 

werden in der Planung und Genehmigungen gleichberechtigt zu den Leitungen des Bun-

desbedarfsplangesetzes und des Energieleitungsausbaugesetzes behandelt. § 21 Abs. 3 

Nr. 1 enthält auch keine abschließende Auflistung. Die Offshore-Netzanbindungsleitun-

gen verlaufen z. T. in erheblicher Länge an Land und verursachen somit umfangreiche 

Betroffenheiten von Grundstückseigentümern und Nutzungsberechtigten. Oft liegen sie 

im näheren Umfeld von Leitungen des Bundesbedarfsplangesetz und des Energielei-

tungsausbaugesetz, eine unterschiedliche Handhabung der Zahlungen ist vor Ort nicht 

nachvollziehbar zu kommunizieren. Besonders erschwert wird dies in Fällen, in denen 
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Leerrohre, die im Zusammenhang mit Bundesbedarfsplangesetz-Vorhaben verlegt wer-

den, durch Offshore-Netzanbindungsleitungen in Anspruch genommen werden. In diesen 

Fällen erfolgt die Ungleichbehandlung innerhalb desselben Projektes. Es ist daher eine 

Gleichbehandlung zwischen Offshore-Netzanbindungssystemen und den Leitungen nach 

Energieleitungsausbaugesetz und Bundesbedarfsplangesetz herzustellen. Diese ist ins-

besondere mit Blick auf die erforderliche Akzeptanz der Netzausbauvorhaben vor Ort 

zwingend erforderlich. 

Tenorziffer 17 (Ausgleichszahlungen an Städte und Gemeinden) 

Gemäß Satz 2 der Tenorziffer 17 können Zahlungen an von dem Projekt betroffene 

Städte und Gemeinden nur bei Freileitungen auf neuer Trasse aus dem Bundesbedarfs-

plangesetz oder Energieleitungsausbaugesetz geleistet werden. Diese Regelung soll im 

Gegensatz zur Netzentgeltverordnung nur noch befristet gelten. Die Gründe hierfür (Un-

gleichbehandlung gegenüber Erdkabeln, Offshore-Netzanbindungssystemen und gebün-

delte Leitungen) sind grundsätzlich nachvollziehbar. Anstatt diese Ungleichbehandlung 

jedoch zu bereinigen und eine Gleichbehandlung herzustellen, sollen die Zahlungen ge-

mäß der Tenorziffer 17 zeitlich befristet werden. Die Möglichkeit der Ausgleichszahlungen 

an die Städte und Gemeinden ist jedoch ein wichtiges Instrument, um eine Akzeptanz 

des Netzausbaus herzustellen. Dies gilt insbesondere in den Fällen, in denen Städte und 

Gemeinden immer wieder durch Netzausbauprojekte betroffen sind, ohne jedoch einen 

eigenen Nutzen (Ein-/Ausspeisepunkte) hiervon zu haben. Ein Auslaufen dieser Zahlun-

gen wäre daher ein Signal in die falsche Richtung. Vielmehr sollte eine Ausweitung auf 

weitere Fälle geprüft werden. Dies ist entscheidend, um für den erforderlichen Netzaus-

bau die Akzeptanz zu bekommen, die für eine zügige Umsetzung des Netzausbaus erfor-

derlich ist. 


